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Mit lokrafttreten dieses Bebauungsplanes treten alle anderen Vorschriften außer Kraft, dies gilt ins-
besondere fOr den o.a. Bezugsplan. 

Rechtsgrundlage dieses Bebauungsplanes sind: 
Das Baugesetzbuch (BauGB) vom 27.08.1997 (BGBI. I S. 2141) 
Die Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23.01.1990 (BGBI. I S. 132) 
Die Planzeichenverordnung (PianzV 90) vom 18.12.1990 (BGBI. I S. 58) 
Die Landesbauordnung fOr Baden-WOrttembe19 (LBO) vom 08.08.1995 (G. BI. S. 617), zuletzt 
geändert am 19.12.2000 (GBI. 760) 
Sowie die jeweiligen e19anzenden Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften. 

Leonberg, den 05.06.2002 Aufgestellt: 
Stadtplanungsabteilung 

gez. 
Rohwer 



ZEICHENERKLÄRUNG 
Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB. §§ 1 - 11 BauNVO) 0 Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO) 

Bescll:rt!nkuna der Zahl der Wohnungen (§ 9 Abs. 1 Nr.6 BauGB) 

WA 
2Wo 

Beschränkung auf 2 Wohnungen (2 WO) 
pro Wohngebäude im Baugebiet WA 1 

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16-21 a BauNVO) 

0,21 

~ 
Grundflächenzahl (GRZ) (§ 19 BauNVO) 

Geschossflächenzahl (GFZ) (§ 20 BauNVO) 

Höhe baulicher Anlagen (§§ 16 u. 18 BauNVO) 

TH 

FH 

Traufhöhe als Höchstmaß (TH1 -3) 

Firsthöhe als Höchstmaß (FH1- 3) 



Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB. § 22 BauNVO) 

• 
Nu1Zunasscllablone 

abweichende Bauwelse (§ 22 Abs. 4 BauNVO) 

Baugebiet 
Anzahl derWohneinheften HOhe baulicher Anlagen 
proGebaude 

Grundflachenzahl Geschossllachenzahl 

Bauwelse Dachfonn 
Dachneigung 

Obert>a\A)are und nicht Obert>aubare Grundstocks118cllen. Baugrenzen 
(§ 9 Abs. 1 1-t. 2 BauGB. § 23 BauNVO) 

-+-- nicht Obert>aubare Grundstocksflache 

-- i ;:::==!== Obert>aubare Grundstocksllache 
Baugrenze (§ 23 Abs. 1 u. 3 BauNVO) 

Stellung baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Arstrich1ung des HauplbeAJkÖfJlers 

Vefl(ehrsll&chen (§9Abs. 1 Nr. 11 BeuGB) 

Verkehrsnachen besonderer Zweckbestimmung 
- Mischverkehrsfläche-

Grananlagen als Bestlndtell von Vefl(ehrsanlagen 
(§ 127 Abs.2 Nr.3 BauGB) 

OtfenUiche Parkflache 

Private GrOnß&chen 

Umgrenzung der Flachen tar besondere Anlaaeo ynd Vorkehruoaeo zum Schytz yor schädlichen 
Umwelte!nw!Wngen Im Slme des Buodes-lmmlss!onsschulzgesetzes 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Umgrenzung der Flachen für besondere Anlagen und Vorkehrungen 
zum Schutz vor schadlichen Unweiteinwirkungen Im Sinne des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Festgesetzte Außenwandßachen. bei denen VOCkehMgen zum 
lännschutz vorzuSehen sind 

PflanzgebOte und Pßanzblndl.l'lgen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

IGt..i:JI 
~ •• 

Pflanzgebot fOr Rächenhafte Anpflanzungen 

Pflanzbindung fOr Baume. S1raucher und sonstige Bepflanzungen 

Pflanzbindung fOr bestehende Baume 

GrenZe des raumliehen Gelluna5bereiclles des Bebau\Jlgsolanes (§ 9 Abs. 7 BauGB) 

••••••••• Grenze des raumliehen Gel1ungsberetches des 
Bebauungsplanes 

Abgrenzuno unterschiedlicher Nutzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB. § 16 Abs. 5 BauNVO) 

Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen des Maßes der bauli-
chen Nutzung. der Zahl der zul&ssigen Wohnungen sowie der Bau-
welse 

Sonstige Feslselzyngeo (Örtliche Bauvorschriften) 

so 
D von 20' bis 35' 

SatteldaCh 

Dachneigung von 20' bis 35' 

StraßemOllen 

geplante BOschuogen 

bestehende Gebaude 



TEXTTEIL 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplenes werden ln Erganzung der Elntrag~gen Im 
Lageplan folgende Festsetzungen getroffen: 

I. Planungsrechtliche Festsetzungen 
(§ 9 BauGB und BauNVO) 

1. Art der baulichen Nutzung(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB. §§ 1 • 15 BeuNVO) 

Allgemeine Wohngebiete (!NA 1 u. WA 2) (§ 4 BauNVO) 
ln den lestgesetzten allgerneinen Wotngebleten sind die Nutzungen nach 
§ 4 Abs. 2 Nr. 1 - 3 BeuNVO zugelassen. 
Die als Allsnahmen aulgefOhrten Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 - 5 BauNVO sind nicht 
Bestandtell des Bebauungsplans und somil nicht zulassig (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO) 

Hinweis: BeschrankUng der Zahl der höehstzulasslgen Wohrungen 1n Wohngebäuden ln 
den Beugebietstellen WA 1 slelhe Nr. 1.6 des Texttells. 

2. Mall der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BeuGB. §§ 16 -21 a BauNVO) 

2.1 Grundnl!ehenzahl (§ 19 BauNVO) 
(siehe Eintrag ln der Nutzungsschablone) 

2.2 Geschossflächenzahl (§ 20 BeuNVO) 
(siehe Eintrag ln der Nutzungsschablone) 

2.3 Höhe baulicher Anlagen(§§ 16 und§ 18 BeuNVO) 
Traufhellen (TH) 
Es ge"en folgende Traulhellenbegrenz~gen: 
TH 1 = max. 6,00 m gernessen vom lestgelegten Gelände bis zum 

Schnittpunkt Außenwend I Dachhaut 
TH2 = 

TH3 = 

bergseilig max. 3.50 m 
talseifig max. 6.00 m • 

bergseilig max. 4,50 m 
talseifig max. 6,50 m 

FirsthOllen (FH) 
Es se"en folgende F!rstllöhenbegrenzungen: 

jeweils gemessen vom lestgelegten Gelände 
bis zum Schnittpunkt Außenwand I Dachhaut 

jeweils gernessen vom testgelegten Gellinde 
bis zum Schnltlpunkt Allßenwa.nd I Dachhaut 

FH 1 = max. 11,00 m gemessen vom lestgelegten Gelände 
bis Oberl<ante First 

FH 2 = 

FH3 = 

max. 8.00m 

max. 10,00m 

gemessen vom lestgelegten Gelande auf der 
Bergseite bis Qlberkante First 

gernessen vom lestgelegten Gelände au! der 
Bergse"e bis Dlberkante First 

3. BaU'Mlise (§ 9 Abs. 1 ilt. 2 BauGB. § 22 BauNVO) 
Entsprechend dem Planeinschrieb ln der Nutz~gssehablone. 

a 1 Abweichende Bauwelse (§ 22 Abs. 4 BeuNVO) 
Abweichende Bauwelse Im Sinne der oflenen Bauweise; zulasslg sind jedOCh nur 
Einzel- und ~pelhauser mit einer Langenbegrenzung wn max. 20,00 m, gemes-
sen parallelzur Hauptllrstrtchtung. 

a 2 Abweichende Beuweise (§ 22 Abs. 4 BeuNVO) 
Abweichende Beuwelse im Sinne der offenen Beuwelse; zulasslg sind Bnzel- und 
Ooppelhauser oder Heusgruppen m" einer Langenbegrenzung von max. 25,00 m, 
gernessen parallelzur Hauptllrstrlchtung. 

Bel BebeuLI!g mll Doppellausem oder Hausgruppen Ist imemalb der lestgesetzten Ober-
baubaren Grundstaci<Silachen ein hellen- und la.gemaßlger Versatz der einzelnen BeukOr-
per als Grenzbau zulasslg. Wird nicht auf die Grenze gebaut. sind die Abstande der LBO 
elnzuhanen. 

4. Oberbaubare Grunds10ckslläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und 23 BauNVO) 
Entsprechend Fesuegung Im Lageplan. 

Baugrenzen 
Ausnahmswelse kann ein Vortreten von untergeordneten Beutelien sowie Vorbauten 
(Erker, Balkone etc.) Ober die lestgelegte Baugrenze bis max. 1,5 m zugelassen werden, 
wobei die SUmme der Vortlauten nlchl mehr als 50% der zugebongen Gebaude~ 
betragen dart. Die maximale Lange der V ortlauten darf 5,0 m nicht Obersehrelten. 

5. Stellung der bauliehen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
Maßgebend IOr die Stellung der baulichen Anlagen (Gebaudehauptrlchtung und Hauptlirst-
richtung) sind die entsprechenden Planelntragungen. 
Ausnahmsweise kenn eine abweichende Flrstrtchtung ftlr Gebaudetelle zugelassen wer-
den. wenn dies stadtebaullch begrOndet Ist. 



6. Beschränkung der Zahl d01' Wohnungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

2 WO ln den Baugeble1steilen WA 1 Ist die Zahl der hOChstzulassigen Weilnungen aus 
städtebaulichen Gl1lndEI'I auf 2 Weilnungen pro Wcnngebaude (Bnzelhaus oder 
Doppelhaushalfte) beschrankt. 

7. Verkehrsflächen, sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 Abs. 1 
Nr. 1 1 BeuGB) 
(siehe Fesuegunglm Lageplan) 
a) Misclwer!sehrs!!AciJen: 

Die festgelegten Mlschverkehrsftacnen dienen d01'n Anlieger- l.fld Fußganger-
verkehr und komen zur optischen Gliederung mit unterschiedlichen Betagen l.fld 
Bepftanzungen gestaltet werden. 

b) Verkehrsgrtlnftäcnen 
Die ausgewiesenen Verkehrsgrtlnftachen sind Bestandtell der Vell<ehrsanlagen. 

8. Private Granflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 
Die ausgewiesenen p~vaten Gl1lnft8chen dienen der Erhaltung der zusammenhangenden 
großrllumlgen Gr1ln5Uuktur. 

9. Flächen für besondere .Anlagen und Voll<ehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen (La.rmschutz) 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 6 BauGB) 

9.1 Kemzeicllnung (§ 9 Abs. 5 BauGB) 
Das WcllngebietWA 2 und die GrundsUlc:ke LudWig-Finckh-Weg 1, 5. 9 und 23, die an den 
Ludwig-Finckh-Weg grenzen, werden als Rache gekennzeichnet, in denen die schal~ 
technischen OrlenUerungswerte ror die st6dtebauliche Planung ( Belblatt 1 zu DIN 18005 
Teil 1-Schallschutz Im Städtebau) wrch äußere Bnwiii<Ungen von Verkehrstarm Ober-
schritten werden. 

9.2 Aktiye Larmschutzma!lnahmen 
innerhalb der ausgewiesEI'Ien Allehen zwischen Ludwlg-Flnckh-Weg und Neue Rem-
telstraße Ist die Emchtung einer Lärmschutzeln~chtung (z. b. in FO<m elnerWa.nd, Beton-
elemEI'ItEI'I, Stahlgitterkon5UukUon etc.) mit einer GesamthOhe von max. 4,0 m Ober 
StraßeMiveau Neue Remtelstraße zulassljJ. 

9.3 Oblet<tbezooene Mallnahmen an den Gebaudelassaden 
Nach DIN 4109 (Schallschutz Im Hochbau) snd besondere Vorkehrungen zum passiven 
Schutz gegen Außenlarm effor~lch. 
An den gekennzeichneten Bereichen mossen die Außenbauteile der Gebaude entspre-
chend den Larmpegelberelchen nach DiN 4109 ( Schallschutz Im Hochbeu) ausgebildet 
werden. Die gekennzeichneten Außenbauteile der Geb&ude entsprechen einem Larmpe-
gelberelch von I bis 111 (bis 65 dB(A) maßgeblicher Außenlarmpegel). Es wird empfohlen, 
die Aufenllhaltsr&ume zu den rarmabgewandten GebAudeseiten zu ooenlleren. 

Auf die Gutachten des lngenieurtlOros !Or Schallimmissionsschutz (ISIS) vom Dezember 
1999 und Marz 2002 wird verwiesen. 

tO. FUichen fOr Pflanzgebote und P11anzbindungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

Pflanzgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 
a) Auf den Grunds10cken, bei denen erstmalig durch Ausweisung einer Oberbaubaren 

Flache eine Bebauung zulässig lsL Ist bei wegfallenden Strauchern und BAumen 
ein Ausgleich durch eine Ersatzpflanzung zu schallen. 

a) Pro 100m' tatsachlich Oberoauler Rache Ist dalllberhlnaus 1 standongerechter. 
einheimischer hochstammlger Laub- oder Obstbaum der Pflanzliste 1 oder 4 
(Pflanzqualltat mindestens Stammumfang 16/18) zu pflanzen und dauerhalt zu 
erhalten. Die rechnerisch ermittelte Zahl ist aufzurunden. 

Pflanzoebot mr ftachenhaf!e Anpflanzung!!l 
pfg 1 Auf den Im Plan gekennzeichneten Flachen sind Irewachsende Hecken mit einer 

Brette von 3,5 m aus Arten der Pflanzenilsie 2 zu pflanzen l.fld dauerhaft zu emal-
ten. Pro 50 m' Pfla.nzfl!che Ist außerdem ein Laubbaum der Pflanzenliste 1 (Pflanz-
qualitat: mindestens Stammumfang 16118) zu pflanzen. Die rechnerisch ermittelte 
Zahl ist aufzurunden. 

pfg 2 Die Im Plan gekennzeichneten Flachen können durch Gelindemodeliierungen 
gestaltet werden und sind mit Stri!Uchem und Laubbauman der Pflanzlisten 1 und 2 
zu bepflanzen. 
Die Larmschutzanlage ist mit Klette<pftanzen der Pflanzliste 3 zu begrtlnen. 

Pflaozbindungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 
Pflanzbindung fQr Einzelbaume 
Die Im Lageplan dargestellten Einzelbaume sind dauerhaft zu ertoalten und zu pfle-
gen. Abg6nglge BAume sind durch standortgerechte Baume der Pflanzlisten 1 oder 
4 (Pflanzqualltat: mindestens Stammumfang 16/18)zu ersetzen. 



Flachenhafte Pflanzbindungen 
pfb1 Bei den Im Lageplan dargesleiHen Rechen rar flächenhafte Pnanzbindungen Ist der 

bestehende GehOllbestand dauerhaft zu erhalten und zu pnegen. Abgangige 
Baume und Siraueher sind durch standortgerechte einheimische Bel.W1'1e t.nd Streu-
eher der Pflanzenlisten 1. 2 oder 4 zu ersetzen. 

Auf das Gu1achten zur G!Onordnung des BOros Prof. Schmld-Treiber-Partner vom 
22.04.2002, Insbesondere auf die Festsetzungen der Pnanzllsten. wird ver.vlesen. 

11. Flächen fOr AufschOttungen, Abgrabungen und Stützmauern, sowa~ sie zur Herstel-
lung des Straßenkörpers erforderlich sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 

Die zur Herstellt6lg des StraßenkOtpers ln den an den OllenUichen Verkehrsflachen 
angrenzenden GrundstOcken erfordenlchen Flachen tor Abgrabungen und AuflOtlungen 
(Böschungen) sowie fOr StOtzmauem werden entsprechend der Elntragt6lg im Lageplan 
zum Bebauungsplan als Bestandteil der Verkehrsanlagen festgesetzt Hilter den StOtz· 
mauem wird eine Reche auf den angrenzenden GrundstOcken mit einer Brette, die der 
HOhe der stotzmauer (gemessen vom Fundament bis zur Krone) entsprtch~ jedoch mln· 
destens 2.0 m betr1gt, ror erfordenlche unterirdische StOtzbauwerke (Fundamente) ll'ld 
als nolwendlge Altleitsf18chen festgesetzt. 
Ist ln der Planzeichnung nichts anderes festgesetzt. so gilt eil die OflenUichen Verkehrsfle. 
chen begleitender 2,0 m breiter GrundstOcksstreKen als Rache fOr die Aufschotlungen und 
Abgrabungen zum Ausgleich topographischer Unebenhenen. 
StOtzfllndamente. die zum Setzen von Rabattensteinen und Randsteinen zur Abgrenzung 
zwischen OffenUichen Verkehrsflachen und privaten Grundst0cksf18chen elfordenich wer-
den, sind auf den privaten GrundstOcksflachen bis zu einer Brette und Tiefe von je 0,50 m 
zu dulden. 

11. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
Örtliche Bauvorschriften 
(§ 9 Abs. 4 BauGB, § 74 LBO) 

1. Dachgestaltung (§ 74Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

1.1 Dachfonm, Dachneigung 
(Entsprechend Eintrag Im Lageplan) 
Es sind nur satteideeher und versetzte Satteldecher mit der ln der Nutzungsschablone eil· 
getragenen Dachneigung zutessig. 
Ausnahmswelse sind andere Dachformen auf Elt<em. Vorbauten t6ld untergeordneten Zwi-
schenbauten zugelassen. 

Garagen 
Garagen t6ld Oberdeckte Steilpletze sind ln Dachform und Dachneigung enlweder dem 
jeweiligen Hauptgebeude anzupassen oder als Rechdach mit einer extensiven Dach-
begronung zu versehen. Bei der Bepflanzung sind Alten der Pnanzliste 5 zu verwenden 
(siehe Zlfl. 1.10~ 

1.2 Dachaufbauten und -<~inschnitte 
Oachaulbaulen und -einschnitte sind nur bis zu ein.,. Lenge von max. 40 %der Lenge des 
Hauptdaches zuiAsslg. 
Auf Jeder Dachnachenseite sind en1weder nur Dacheinschnitte od.,. nur Dachaufbauten 
zul8.ssig. 

2. UnzulässlgkeH von Außenantennen (§ 74 Abs. 1 Nr. 4 LBO) 
Auf jedem Gebtlude ist nur eine Außenanteme zule.ssig. 

3. Freitenungen (§ 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 
Niederspannungsfretlenungen sind im gesamten Plangebiet nicht zugelassen. 

4. Gestahung der unbebauten Flächen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3l80) 
Stellplatze und Ihre Zufahrten sind mit wassen:!Urchtassiger Oberflache ( Rasengittersteinen 
oder Pflasterrasen etc.) herzustellen Oder Ober eine V...stckerungsmulde auf dem Grund· 
stOck zu versickern (siehe. Pt.nk111.5). 

5. Anlagen zum Sammeln, Verwenden oder Verslekern von Niederschlagswasser oder 
zum Verwenden von Brauchwasser, lß1 die Abwasseranlagen zu entlasten, Über­
schwemmungsgefahren zu vonmeiden und den Wasserhaushd zu schonen. 
(§ 74 Abs. 3 i't. 2 LBO) 
Das anfallende llled!l(schtagswasser von versiegelten Flachen (08cher. Horreume. 
Zufahrten) auf privaten GrundstOcken ist Ob.,. eine oder mehrere V...stckerungsmulden mit 
bewachsener Bodenzone von mlnd. 30 cm Stalt<e in das Grundwasser zu versickern. 
Bej ungOnstigen Untergrundverheilnissen kann das lllederschlagswasser auch Ober Mul-
den -Rigolen -Elemente gepullert. teflwejse versickert und gedrossett Ober einen Schacht 
mit NotObellauf dem Regenwa.sserkanal oder, wenn kein Regenwasserl<anal vorhanden 
Ist, dem '-'lschwasserkanal zugefOhrt werden. 
Die Größe und Lage der Verslckerungsmulden und Mulden-Rigolen-Systeme ist entspre-
chend den anerkannten Regeln der Technik lngenleunnatllg zu bemessen. 
Die Anlage von Zisternen zum Auflangen von Regenwasser und die VerwendUng als 
Brauchwasser Ist zulessig. Zisternen sind den V...stckerungsmulden oder dem Mulden-
Rigolen-System voauschalten. 



Aufgrund eventueller Einstauungen durch die Versickerung sind die lkltergeschosse der 
neu zu enichtenden Gebäude wasserdicht auszuführen. 
Kupfer-. Zink- oder bleigedeckte Dachflächen sind durch Beschichtung oder in ähnlicher 
Welse gegen Verwitterung zu behandeln . Untergeordnete Dachflächen wie Gauben, Ein-
gangsOberdachungen und Erker bleiben hierbei außer Betracht. 

Ausnahmen: 
1. Bei bebauten Grundstocken Ist fOr die bestehenden Gebäude die dlrek1e Ableitung 

des Niederschlagswassers in den Regenwasserkanal zugelassen. 

2. Bei bebauten Grundstocken Ist fOr die bestehenden Gebäude, die das Nieder-
schlagswasser ober vorhandene Pumpwerken in die Mischkanalisation einleiten. 
weiterhin der Anschluss an den Mischwasserkanal zugelassen. 

3. Für neu zu bebauende Grundstocke und Neubauten kann die dlrek1e Ableitung des 
Niederschlagswassers in den Regenwasserkanal zugelassen werden, wenn der 
Bau von Regenwasserbewirtschaftungsanlagen aufgrund der Bodenverhältnisse 
oder topografischen Gegebenheiten wirtschaftlich nicht zurnutbar oder technisch 
nicht sinnvoll ist. 

6. Bodenaus hub, Höhenlage der BaugrundstOcke (§ 74 Abs. 3 LBO) 
Zur Vermeidung OberschOsslgen Bodenaushubs darf die Höhenlage der Baugrundstocke 
zur Verwendung des Aushubsmaterials bis zu einer Höhe von max. 1,0 m gegenOber dem 
natortichen Gelände aufgeschattet werden. 
Gegenober den öffentlichen Verkehrsflächen sind flache Böschungen anzulegen. 
Die Aufschüttungen sind gegenober den NachbargrundstOcken anzugleichen. 
Die Geländeoberfläche der Baugrundstocke darf gegenOber dem festgelegten Gelände um 
max. 0,5 m abgegraben werden. 

111. Hinweise 
1. Wasserwirtschaft 

Sofern durch neue Baumaßnahmen Grundwasser erschlossen wird, Ist dies dem Land-
ratsam! Böblingen - Wasserwirtschaftsamt- anzuzeigen. Gegebenenfalls muss zusä1zlich 
zum Baugenehmigungsverfahren ein Wasserrechtsverfahren durchgeführt werden. 

2. Bodenschutz I Altlasten 
Es sind derzeit keine Altlasten I Altablagerungen bekannt. Sollte wiedererwarten bei kOnftl-
gen Bautätigkeiten Bodenverunreinigungen angetroffen werden oder wird in grundwasser-
führende Schichten eingegriffen, so ist unverzoglich das Landratsamt Böblingen - Umwelt-
schu1zamt- zu benachrichtigen und die Arbeiten Im betroffenen Bereich einzustellen. 

3. Denkmalschutz 
Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte Bodenfunde entdeck1 werden. Diese 
sind unverzüglich dem Landesdenkmalamt oder der Gemeinde anzuzeigen. Der Fund und 
die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. Werktages nach der Anzeige in unverändertem 
Zustand zu halten, Insofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Landesdenkmalamt 
mit einer Veri<Orzung der Frist einverstanden Ist. ( § 20 Denkmalschutzgesell ) 

4. Pfl ichten des Eigentümers ( § 126 Abs. 1 BauGB ) 
Der Elgentomer hat das Anbringen von Haltevorlichtungen und Leitungen tor Beleuch-
tungskörper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper sowie Kenn-
zeichen und Hinweisschilder fOr Erschließungsanlagen auf seinem GrundstOck zu dulden. 

5. Ordnungswidrigkeiten 
Verstöße gegen die örtlichen Bauvorschriften ( § 74 LBO ) werden als Ordnungswidrigkelt 
nach § 75 Abs. 2 und 3 LBO behandelt. 


